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Saubere rauchfreie Luft
ist der Normalzustand!

Offener Brief* an die Ständeräte
Zur Ständeratsdebatte der Initiative Gutzwiller
vom 4. März 2008

Sehr geehrte Damen und Herren Ständeräte
Bitte erlauben Sie uns, erneut auf die Vorlage des
Nationalrates vom 4. Oktober 2007 einzugehen,
der Raucherlokale unter bestimmten Bedingun-
gen zulassen möchte. Ihre Kommission stimmt
dem zu. In einem Artikel der Schweizerischen
Ärztezeitung haben wir diese Lösung als einen
«faulen Kompromiss» bezeichnet [1].
Die nationalrätliche Argumentation gründet
sich auf zwei «Missverständnissen». Das erste
Missverständnis ist, den Tabakrauch nicht als
richtiggehend toxisch anzusehen. Bitte lesen Sie
den Bericht der nationalrätlichen Subkommis-
sion «Passivrauch». Es ist so: Rauchen ist der-
massen toxisch, dass diejenigen, die nur passiv
dem Rauch ausgesetzt sind, objektiv messbar ge-
schädigt werden. Die Toxizität des Passivrauches
wird nicht einmal mehr von der Tabakindustrie
bestritten, die dies seit Jahrzehnten wusste und
die Öffentlichkeit gezielt täuscht. Da die Daten-
lage klar ist, muss man für Sie als Gesetzgeber die
Grundsatzfrage so stellen: Welches ist das taug-
lichste Gesetz, das die Menschen schützt? Die
Antwort ist: Man muss das Rauchen überall ver-
bieten, wo Menschen, die nicht selbst rauchen
wollen, exponiert sind. Dies ist der geschlossene
nichtprivate Raum, der andern Menschen zu-
gänglich ist.
Das zweite «Missverständnis»: Es wird unter-
stellt, dass die Gesundheits- und Präventionsor-
ganisationen das Rauchen allgemein überall ver-
bieten wollten. Obwohl ein tödliches Produkt
wie die heutige Zigarette keine Chance hätte, als
Konsumgut neu zugelassen zu werden, wird ein
Allgemeines Rauchverbot von niemandem ver-
fochten. Wegen der Nikotinabhängigkeit vieler
Raucher würde ein generelles Rauchverbot der
Prohibition ähnliche Zustände schaffen, so dass
man das Gesetz nicht durchsetzen könnte.
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Dass die Gesundheitsorganisationen Extremi-
sten seien, wird mehr von der Tabakindustrie als
von Rauchern verbreitet. Denn mit dem Feind-
bild des Extremismus und mit dem Glauben,
dass der Tabakrauch «gar nicht so schlimm ist»,
kann man einen Kompromiss einbringen, was in
der Politik oft der einzig gangbare Weg ist. Der
vom Nationalrat vorgeschlagene Kompromiss ist
faul: Er macht eine unbefriedigende Lösung zum
Gesetz, das ausschliesslich der Tabakindustrie
dient, welche am Diskussionstisch nie selbst am
Seilziehen teilgenommen hat.
Diese reibt sich die Hände: Mit der Gummiregel,
«wo es unmöglich ist, getrennte Räume zu schaf-
fen, kann der Inhaber sein Lokal als Raucher -
lokal deklarieren», werden die Zigarettenherstel-
ler gesetzeskonform weiterhin Diskotheken und
Jugendbars sponsern, die es ihren Kunden un-
möglich machen auszugehen, ohne dem Tabak-
rauch ausgesetzt zu sein. (Stellen Sie sich einen
Moment die Trennwand zwischen dem Raucher-
und Nichtraucherteil einer Diskothek vor!!) Die
rauchenden Jugendlichen geben dann, tatkräftig
von der Industrie unterstützt, mit dem Segen des
blauäugigen Gesetzgebers weiterhin den Ton an.
Dass die Freiheit, sich ab und zu eine Zigarre oder
das tägliche Päckchen anzuzünden, durch rauch-
freie Restaurants, Bars und Nachtlokale wesent-
lich beschränkt würde, trifft nicht zu. In Italien,
Frankreich und Irland hat die Geselligkeit unter
der Regelung nicht gelitten, die auch von den
Rauchern unterstützt wird. Logisch: Alle (selbst
die Raucher!) haben das Recht, rauchfreie Luft
zu atmen, deswegen darf man nicht überall und
jederzeit rauchen. Will der Gesetzgeber dieses
Prinzip respektieren, dann gibt es keine Ausnah-
men, die die Toxizität des Rauches relativieren.
Deswegen ist auch die von Ihrer Kommission
vertretene Einschränkung, dass nur Angestellte,
die sich einverstanden erklären, in den Raucher-
lokalen arbeiten dürfen, nicht haltbar. Sie schafft
minderwertige Arbeitsbereiche, wo der Gesetz-
geber vor seiner Schutzaufgabe demissioniert.
Der Angestellte steht zudem unter unzulässigem
Druck, ist er doch von seinem Arbeitgeber nicht
nur finanziell abhängig.
Sie finden vielleicht, dass unsere Argumentation
von der Idee geprägt sei, dass die Tabakindustrie
hinter den Kulissen Druck ausübe. Wir hatten
gute Gründe, dies anzunehmen. Seit der Rylan-
der-Affäre sind diese Annahmen zu Tatsachen
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bestätigt worden. Wir raten Ihnen deshalb drin-
gend, das Buch «Ver nebelung» zu lesen, das die-
sen Monat bei Orell Füssli herausgekommen ist
[2]. Es fasst die  Rylander-Affäre zusammen, mit
ihren Einflussnahmen und Täuschungen der
 Öffentlichkeit. Diese erklären gut, warum die
Schweiz in Sachen Passivrauch Entwicklungs-
land ist. Sehr erbaulich. Wir hoffen aber, dass mit
Ihrer Hilfe die Schweiz hierin nicht bald in einer
ähnlichen  Situation wie Deutschland mit seinen
Autobahnen sein wird. Der Vergleich: In allen
Ländern mit Autobahnen, ausser Deutschland,
ist die Geschwindigkeit auf 120–140 km/h be-
schränkt. Dies, weil die Zahl der Verkehrstoten
mit höherem Tempo stark zunimmt. – Was
könnte der Grund sein, dass die Höchstge-
schwindigkeit auf den deutschen Autobahnen
unbegrenzt ist? Wir haben eine Antwort gefun-
den, die uns bis jetzt niemand widerlegen
konnte: Der Grund heisst: Porsche, Mercedes-
Benz und BMW. Als wir zwar damals erfuhren,
dass man fortan auf den Schweizer Autobahnen
nur noch 120 km/h rasen durfte, waren auch wir
zutiefst überzeugt, dass man uns damit willkür-
lich ein enormes Stück Freiheit entzog. Dieses
Gefühl ist verflogen. So werden auch die Schwei-
zer Raucher, wie ihre Kollegen in der übrigen
Welt, sich schnell an ein selbstverständliches
 Gesetz gewöhnen, das ihnen erlauben wird, sich
selbst (auf Kosten der Krankenversicherung) zu
schaden, aber wirksam verhindert, ihren Mit-
menschen ein Unrecht zu tun.
Sehr geehrte Volks- und Ständevertreter, wir
hoffen durchschimmern gelassen zu haben, dass

unsere Überlegungen auf unserer Arbeit und de-
ren Zusammenhänge gründen. Wir möchten
wie Sie konstruktiv an unserem Staat mitbauen
und zu verhindern suchen, dass der skrupellose
Gewinn letztlich auch in unserer Demokratie das
Sagen hat und sich zynisch über das Gesamt-
wohl hinwegsetzen kann.
Mit hochachtungsvollen Grüssen und vielem
Dank für alles, was Sie in dieser Sache zum Wohl
der Schweizer Bevölkerung tun können.

Prof. Thomas Cerny,
Präsident der Krebsliga Schweiz,

Kantonsspital St. Gallen

Prof. Matthias Gugger,
Präsident der Schweizerischen Gesellschaft

für Pneumologie,
Inselspital Bern

Dr. Jürg Barben,
Präsident der Lungenliga St. Gallen,

Leitender Arzt Pneumologie
Ostschweizer Kinderspital St. Gallen

Dr. Werner Karrer,
Vizepräsident der Lungenliga Schweiz,

Luzerner Höhenklinik Montana

Dr. Rainer M. Kaelin,
vormals Vizepräsident der Lungenliga Schweiz,

pneumologische Praxis, Morges

1 Gugger M, Cerny T, Barben J, Karrer W, Kaelin RM.
Glaubwürdigkeit! Schweiz Ärztezeitung. 2008;
89(1-2):22-3.

2 Gregori M, Malka S. Vernebelung. Zürich: Orell
Füssli; 2008.
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Pauschale Befreiung 
vom Arzt- bzw. Amtsgeheimnis
In letzter Zeit werde ich als Haus- und neben-
amtlicher Betriebsarzt immer häufiger mit pau-
schal abgefassten Befreiungen vom Berufs- und
Amtsgeheimnis konfrontiert. Personalabteilun-
gen, heute «Human Resources Departments»,
Care- und Case-Manager von Kranken- und Pen-
sionskassen sowie Versicherungen lassen Mit -
arbeiterinnen und Mitarbeiter resp. Versicherte
häufig unter Druck solche Formulare mit pau-
schaler Befreiung aller behandelnden Ärzte, aller
Institutionen (Sozialdienste) sowie Sozialver -
sicherungen (IV) unterzeichnen. Kürzlich hat
mir ein Mitarbeiter einer Grossbank ein solches
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Formular gebracht, in dem die HR-Abteilung
Einsichtnahme in sämtliche medizinische Akten
inkl. IV-Dossier verlangte. 
Der Rechtsdienst der FMH hat mich darauf auf-
merksam gemacht, dass gemäss Art. 328b OR
und den Bestimmungen des Bundesgesetzes
über den Datenschutz vom 19. Juni 1992 die ent-
bundenen Ärzte namentlich zu nennen sind
und im Befreiungsformular festzulegen ist, dass
nur Informationen weiterzugeben sind, die zur
Beurteilung der Arbeitsfähigkeit resp. zur Reinte-
gration am Arbeitsplatz bei diesem Arbeitgeber
geeignet sind. Wie von den FMH-Juristen emp-
fohlen, werde ich die detaillierten Unterlagen
dem Eidgenössischen Datenschutz- und Öffent-
lichkeitsbeauftragten (EDÖB, www.edsb.ch) vor-
legen. Man darf auf seine Beurteilung und die
Konsequenzen gespannt sein.

Dr. med. Rudolf Ott, Biel-Benken


